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Drucksache IV/ 3337 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

jI/1 __ 68070 — 5488/65 


Bonn, den 3. Mai 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats über die Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 
für die selbständigen Tätigkeiten des Einzelhandels 
(Gruppe ex 612 CITI) (Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 
Absatz 2 EWGV). 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 13. April 1965 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rats 
über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für die 
selbständigen Tätigkeiten des Einzelhandels 
(Gruppe ex 612 CITI) 

(Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 EWGV) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3 und auf Artikel 63 
Absätze 2 und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit, insbesondere auf Abschnitt IV Buch- 
stabe C, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs, insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die Allgemeinen Programme sehen die Abschaf- 
fung einer auf der Staatsangehörigkeit beruhenden 
unterschiedlichen Behandlung bei der Niederlassung 
und dem Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet 
des Einzelhandels nach Ablauf des zweiten Jahres 
der zweiten Stufe der Übergangszeit und vor Ab- 
lauf der zweiten Stufe vor-, 

als Gesellschaften im Sinne von Artikel 58 Ab- 
satz 2 des Vertrages gelten auch Genossenschaften, 
selbst wenn sie Produkte nur an ihre Mitglieder 
Weiterverkäufen; 

für die Anwendung der Bestimmungen über das 
Niederlassungsrecht und den freien Dienstleistungs- 
verkehr unterliegt die Gleichstellung der Gesell- 
schaften mit den natürlichen Personen, die Staats- 
angehörige der Mitgliedstaaten sind, lediglich den 
Bedingungen des Artikels 58 und gegebenenfalls 
der Bedingung einer tatsächlichen und fortdauern- 
den Verbindung mit der Wirtschaft eines Mitglied- 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 

15. Januar 1962, Seite 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 

15. Januar 1962, Seite 32/62 


Staates; es darf daher keine zusätzliche Bedingung, 
insbesondere keine Sondergenehmigung, die nicht 
auch von inländischen Gesellschaften für die Aus- 
übung einer wirtschaftlichen Tätigkeit verlangt wür- 
de, gefordert werden, damit ihnen die Rechts- 
vorteile dieser Bestimmungen zugute kommen; 
diese Gleichstellung steht jedoch dem Umstand nicht 
entgegen, daß die Mitgliedstaaten verlangen kön- 
nen, daß die Kapitalgesellschaften in ihrem Land 
unter der Bezeichnung auftreten, die die Rechts- 
vorschriften des Mitgliedstaates, nach denen sie ge- 
gründet wurden, vorsehen und auf den im Auf- 
nahmeland verwendeten Geschäftspapieren die Hö- 
he des gezeichneten Kapitals angeben; 

wegen der in den Mitgliedstaaten bestehenden 
Unterschiede auf dem Gebiet des Einzelhandels 
müssen die unter diese Richtlinie fallenden Tätig- 
keiten so genau wie möglich bezeichnet werden; 

die Täigkeiten der ambulanten Händler, der Hau- 
sierer und die Tätigkeiten des Wiederverkaufs 
von Waren auf Märkten werden in einer anderen 
Richtlinie liberalisiert werden, mit Ausnahme des 
Wiederverkaufs in festen Anlagen auf überdachten 
Märkten, der in die vorliegende Richtlinie einbe- 
zogen ist; 

die nicht in anderen Richtlinien erfaßten Tätig- 
keiten der Vermietung fallen in den Anwendungs- 
bereich dieser Richtlinie; 

der Wiederverkauf oder die Vermietung von 
Waren kann nicht nur an Privatleute oder an Haus- 
halte für deren Privatgebrauch erfolgen, sondern 
auch gegebenenfalls ersatzweise oder zusätzlich an 
Kleinverbraucher zur Deckung ihres beruflichen 
Bedarfs; 

in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fal- 
len ebenso der Wiederverkauf oder die Vermietung 
von Waren, die entsprechend den in den Gewerbe- 
zweig üblichen Verfahren verarbeitet, behandelt 
oder aufgemacht wurden; 

der Anwendungsbereich dieser Richtlinie erfaßt 
die Tätigkeit des industriellen oder handwerklichen 
Erzeugers, der sich im Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates niedergelassen hat und dort seine Erzeug- 
nisse unmittelbar an den Endverbraucher verkauft. 
Der Verkauf dieser Erzeugnisse in einer einzigen 
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Verkaufsstelle ist bereits durch eine andere, die Er- j 
Zeugung betreffende Richtlinie liberalisiert; 

diese Richtlinie erstreckt sich ebenfalls auf die Tä- i 
tigkeit der Einzelhandelsversteigerer; 

von dieser Richtlinie wird der Einzelhandel mit i 
Medikamenten und pharmazeutischen Erzeugnissen 
nicht erfaßt. Diese Tätigkeiten werden nach den 
Allgemeinen Programmen erst zu einem späteren 
Zeitpunkt liberalisiert; 

diese Richtlinie findet auch auf den Einzelhandel 
mit Giftstoffen und Krankheitserregern keine An- 
wendung; es hat sich herausgestellt, daß sich bei 
diesen Tätigkeiten auf Grund der in den Mitglied- 
staaten geltenden Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften besondere Fragen in bezug auf den Schutz j 
der öffentlichen Gesundheit ergeben; ! 

nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sind die Beschränkungen 
des Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen so 
weit zu beseitigen, wie die Ausübung dieses Rechts I 
zur Berufstätigkeit des Betreffenden gehört; ' 

die Behandlung der im Lohn- oder GehalLsver- 
hältnis beschäftigten Arbeitnehmer, die den Lei- | 
stungserbringer begleiten oder für seine Rechnung i 
tätig werden, wird durch die gemäß den Artikeln 48 | 
und 49 dos Vertrages erlassenen Bestimmungen ge- | 
regelt; ■ 

es wurden oder werden besondere, auf alle selb- ! 

ständigen Tätigkeiten anwendbare Richtlinien über i 
die Reise und den Aufenthalt der Begünstigten i 
und, soweit erforderlich, über die Koordinierung | 
der Schutzvorschriften erlassen, die in den Mit- j 
gliedstaaten für die Gesellschaften zum Schutz der 
Gesellschafter sowie Dritter bestehen; 

in einigen Mitgliedstaaten wird der Einzelhandel 
mit bestimmten Erzeugnissen durch Bestimmungen 
über die Aulnahme des Berufes geregelt; möglicher- 
Vv^eise führen auch aridere Mitgliedstaaten derartige 
Regelungen ein. Deshalb werden Übergangsbe- 
stimmungen, die den Staatsangehörigen anderer 
Mitgliedstatten die Aufnahme und Ausübung ihres 
Berufes erleichtern sollen, in einer besonderen 
Richtlinie niedergelegt — 

HAT FOLGENDE RlClrlTLINIE ERLASSEN: 

A r t i k cH 1 

Die Mitghedstaaten heben zugunsten der in Ab- 
schnitt I der Allgemeinen Programme zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf- 
geführten natürlichen Personen und Gesellschaften 
— im folgenden Begünstigte genannt — die in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung der in Arti- 
kel 2 und 3 genannten l'ätigkeiten auf. 

A r t i k e 1 2 

1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten mit | 
Ausnahme des Handels mit Medikamenten und i 


pharmazeutischen Erzeugnissen, mit Giftstoffen 
und Krankheitserregern für die selbständigen Tä- 
tigkeiten des Einzelhandels (Gruppe „aus 612"). 

Die Vorschriften gelten nicht für die Tätigkeiten 
der ambulanten Händler und fiausierer sowie der 
Personen, die auf nicht überdachten Märkten Han- 
del treiben oder auf zwar überdachten Märkten, 
aber nicht in mit dem Boden fest verbundenen Ein- 
richtungen. 

2. Eine Einzelhandelstätigkeit im Sinne dieser 
Richtlinie übt somit jede natürliche Person oder Ge- 
sellschaft aus, die gewerbsmäßig den Kauf von Wa- 
ren im eigenen Namen und für eigene Rechnung 
betreibt und die Waren unmittelbar an den End- 
verbraucher weiterverkauft. 

Die Ware kann in derselben Beschaffenheit oder 
nach einer im Einzelhandel üblichen Verarbeitung, 
Behandlung oder Verpackung weiterverkauft wer- 
den. 

Diese Richtlinie findet auch auf die Inhaber von 
Tabakläden in Frankreich und Italien Anwendung. 

3. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten auch 
für die Verkaufstätigkeit der Hersteller, die sich 
im Aufnahmeland niedergelassen haben und dort 
ihre Erzeugung im Einzelhandel dem Endverbrau- 
cher selbst verkaufen, soweit diese Tätigkeiten 
nicht von den Richtlinien des Rates erfaßt werden 
über: 

- die Verwirklichunci der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für selb- 
ständige Tätigkeiten im Bergbau (Haiiptgruppen 
11 bis ^19 CITI), 

— die Niederlassungsfrciheit und den freien Dienst- 
leistungsverkehr für selbständige Tätigkeiten 
im Nahrungs- und Genußmittelgewerbe und in 
der Getränkeherstellung (Hauptgruppen 20 bis 
21 CITI), 

— die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs für selb- 
ständige Tätigkeiten der be- und verarbeitenden 
Gewerbe der Hauptgruppen 23 bis 40 CITI (In- 
dustrie und Handwerk). 

4. Unter den Bedingungen der vorangehenden Ab- 
sätze gilt diese Richtlinie ferner für die Tätigkeiten 
der Vermietung von Waren, soweit diese Tätigkei- 
ten nicht von anderen Richtlinien erfaßt werden. 

In den Anwendungsbereich dieser Richtlinie 
fallen infolgedessen nicht die in den Gruppen der 
Internationalen Systematik der Wirtschaftszweige 
enthaltenen Tätigkeiten (Statistisches Büro der Ver- 
einten Nationen, statistische L^ntersuchungen, Rei- 
he M, rev. R. 1 Nr. 4, New York 1958), die in der 
Anlage angegeben sind. 


Artikel 3 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten auch 
für die selbständigen Tätigkeiten des Vermittlers, 
der gewerbsmäßig für fremde Rechnung Einzelhan- 
delsverstoigerungen durchführt. 
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Artikel 4 

Die Vorschriften dieser Richtlinie finden auf Tä- 
tigkeiten, die in einem Mitgliedstaat mit der Aus- 
übung öffentlcher Gewalt verbunden sind, in diesem 
Mitgliedstaat keine Anwendung. Es sind dies: 

~ in Frankreich 

a) die vom Staat Tabakeinzelhändlern und In- 
habern von Tabakverkaufsstellen übertrage- 
nen Tätigkeiten, wie die Entgegennahme der 
Steuererklärungen von Steuerpflichtigen, von 
indirekten Steuern, sowie die Ausstellung 
von „titres de mouvement" (Umlaufgeneh- 
migungen) und von Umladebescheinigungen 
gegen Erhebung der fiskalischen Gebühren; 

b) die Versteigerung von beweglichen Sachen 
und Waren durch die officiers publics ou 
ministeriels; 

— in Italien 

die Zwangsversteigerung von Waren durch pub- 
blici mediatori; 

— in der Bundesrepublik Deutschland sowie in Bel- 
gien, Luxemburg und den Niederlanden 

die Beteiligung des Gerichtsvollziehers und des 
Notars an Versteigerungen. 


Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich un- 
ter den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten wie die Inländer im Aufnahmeland 
niederzulassen oder dort Dienstleistungen zu er- 
bringen; 

b) welche aus einer Verwaltungspraxis entstehen, 
die darauf hinausläuft, daß die Begünstigten 
eine gegenüber Inländern unterschiedliche Be- 
handlung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören insbesondere diejenigen, die in Vorschriften 
enthalten sind, welche eine Niederlassung oder 
Dienstleistung der Begünstigten in folgender Weise 
verbieten oder beschränken: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland 

■ — durch das Erfordernis einer Reisegewerbe- 
karte für das Aufsuchen von anderen Perso- 
nen im Rahmen ihres Geschäftsbetriebs (§ 55 d 
Gewerbeordnung in der Fassung vom 5. Fe- 
bruar I960; Verordnung vom 30. November 
I960); 

— durch eine Bedürfnisprüfung bei der Erteilung 
der Reisegewerbekarte für das Aufsuchen von 
Privatpersonen zur Erlangung von Bestellun- 
gen sowie durch Beschränkungen des Gel- 
tungsbereichs (§ 55 d Gewerbeordnung in der 
Fassung vom 5. Februar I960; Verordnung 
vom 30. November I960); 


— durch das Erfordernis einer besonderen Ge- 
nehmigung für die Zulassung ausländischer 
juristischer Personen zum Gewerbebetrieb im 
Inland (§ 12 e Gewerbeordnung und § 292 Ak- 
tiengesetz) ; 

— durch eine Bedürlnisprüfung in einigen Bun- 
desländern bei der Erteilung der Genehmi- 
gung für den Einzelhandel mit Sprengstoffen 
für Ausländer sowie durch die Verpflichtung 
in anderen Bundesländern, seit mindestens 
drei Jahren in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ansässig zu sein; 

— durch das Erfordernis der deutschen Staats- 
angehörigkeit bei natürlichen Personen für 
den Einzelhandel mit Schußwaffen und der 
dazugehörigen Munition im Sinne des Waf- 
fengesetzes vom 18. März 1938 (§ 7 Absatz 3 
in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Waffengesetz 
vom 18. März 1938); 

— durch das Verbot der Erlaubniserteilung für 
den Einzelhandel mit Schußwaffen und der 
dazugehörigen Munition an juristische Perso- 
nen des Auslandes sowie inländische juristi- 
sche Personen, deren Kapital sich überwie- 
gend in ausländischen Händen befindet (§ 10 
Verordnung zur Durchführung des Waffen- 
gesetzes vom 19. März 1938); 

b) in Belgien 

durch das Erfordernis einer „carte profession- 

nelle" Arrete royal Nr. 62 vom 16. November 

1939, Arrete ministeriel vom 17. Dezember 1945 

und Arrete ministeriel vom 11. März 1954); 

c) in Frankreich 

— durch das Erfordernis einer „carte speciale 
d'etranger" (Decret-Loi vom 12. November 
1938, loi vom 8. Oktober 1940); 

— durch den Ausschluß von dem Recht auf Ver- 
längerung gewerblicher Mietverträge und vom 
Rücknahmerecht des Eigentümers (Dekret vom 
30. September 1953 Artikel 38); 

— durch die Bedingung der Gegenseitigkeit für 
Aufnahme und Ausübung des Brieftauben- 
handels durch Ausländer (Loi vom 27. Juni 
1957 und Decret vom 22. April 1958); 

— durch den Ausschluß von der Aufnahme und 
Ausübung des Waffenhandels mit Jagd-, Ver- 
teidigungs- und Sportwaffen (Decret-Loi vom 
18. April 1939 und Decret vom 14. August 
1939); 

— durch das Erfordernis der französischen 
Staatsangehörigkeit zum Betrieb einer Tabak- 
verkaufsstelle (Decret vom 29. September 1810 
und Loi vom 2. August 1872); 

— durch das Erfordernis, daß der Vorsitzende 
des Aufsichtsrates (Conseil d'administration), 
der präsidierende Generaldirektor (President- 
Directeur general) und die Mehrheit der Mit- 
glieder des Aufsichtsrates bei den Gesell- 
schaften, die Inhaber von Sondergenehmigun- 
gen für die Einfuhr von Fertigerzeugnissen 
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aus Erdölderivaten sind, die französische 
Staatsangehörigkeit besitzen müssen und 
durch das Erfordernis, daß der Inhaber einer 
Sondergenehmigung dem französischen Per- 
sonal einen Teil der verwaltungsmäßigen, 
technischen und kaufmännischen Leitung sei- 
nes Unternehmens Vorbehalten muß (Loi vom 
10. Januar 1925); 

d) in Italien 

— durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit für den Betrieb von Einzelhan- 
delsverkaufsstellen für Salz und Tabak (Ge- 
setz vom 22. Dezember 1957 Nr. 1293); 

— durch den Ausschluß von der Aufnahme und 
Ausübung des Brieftaubenhandels (Gesetz 
vom 13. Dezember 1928 Nr. 3086); 

e) in Luxemburg 

durch die begrenzte Geltungsdauer der Auslän- 
dern nach Artikel 21 des luxemburgischen Ge- 
setzes vom 2. Juni 1962 erteilten Genehmigungen 
(Memorial A Nr. 31 vom 19. Juni 1962). 

Artikel 6 

1. Die Mitgbedstaaten sorgen dafür, daß die von 
dieser Richtlinie Begünstigten den Berufsorganisa- 
tionen unter denselben Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten und Pflichten beitreten dürfen wie 
Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Nieder- 
lassung das Recht, durch Wahl oder Ernennung in 
leitende Positionen in der Berufsorganisation zu ge- 
langen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betref- 
fende Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift 
an der Ausübung öffentlicher Gewalt teilnimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer den von dieser 
Richtlinie Begünstigten nicht das Recht auf Teil- 
nahme an der Wahl der Verwaltungsorgane. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung der in Artikel 2 und 
3 genannten Tätigkeiten in einem anderen Mitglied- 
staat begeben, keine Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 

Artikel 8 

1. Wird in einem Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme einer der in 
Artikel 2 und 3 genannten Tätigkeiten ein Zuver- 
lässigkeitsnachweis und der Nachweis, daß sie vor- 
her nicht in Konkurs gegangen sind, oder nur einer 
dieser beiden Nachweise verlangt, so erkennt dieses 


Land bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaa- 
ten als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines 
Strafregisterauszugs oder in Ermangelung dessen 
die Vorlage einer von einer zuständigen Justiz- 
oder Verwaltungsbehörde des Heimat- oder Her- 
kunftslandes ausgestellten gleichwertigen Urkunde 
an, aus denen sich ergibt, daß diese Bedingungen 
erfüllt sind. 

Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungs- 
behörde, einem Notar oder einer hierzu befugten, 
für seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- 
oder Herkunftslandes abgegeben hat. 

2. Werden in einem Aufnahmeland an die eigenen 
Staatsangehörigen für den Einzelhandel mit Waf- 
fen, Munition und Sprengstoffen und für die Einzel- 
verkaufstätigkeit von Alkohol besondere Anforde- 
rungen an die Zuverlässigkeit gestellt, deren Nach- 
weis aus den im Absatz 1, Unterabsatz 1, genannten 
Bescheinigungen nicht hervorgeht, so erkennt die- 
ses Land als ausreichenden Nachweis für die Staats- 
angehörigen der anderen Mitgliedstaaten die Be- 
scheinigung einer zuständigen Justiz- oder Verwal- 
tungsbehörde des Heimat- oder Herkunftslandes an, 
aus der hervorgeht, daß diese Anforderungen erfüllt 
sind. Diese Bescheinigungen geben auf Anfrage 
des Aufnahmelandes über bestimmte Tatsachen 
Auskunft. 

3. Die gemäß den Absätzen 1 und 2 ausgestell- 
ten Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage 
nicht älter als drei Monate sein. 

4. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der 
in Artikel 9 vorgesehenen Frist die für die Aus- 
stellung der vorgenannten Bescheinigungen zu- 
ständigen Behörden und Stellen und unterrichten 
davon unverzüglich die anderen Mitgliedstaaten 
und die Kommission. 

5. Ist im Aufnahmeland ein Nachweis über die 
finanzielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so er- 
kennt dieses Land entsprechende Bescheinigungen 
von Behörden oder Banken des Heimat- oder Her- 
kunftslandes als gleichwertig mit den in seinem 
eigenen Hoheitsgebiet ausgestellten Bescheinigun- 
gen an. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich 
in Kenntnis. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 

Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anlage zu Artikel 2 Absatz 4 zweiter Teil 


Tätigkeiten, die der Richtlinie nicht unterliegen, 
sondern den Gruppen der „Classification internati- 
onale type, par Industrie, de toutes les branches 
d'activite economique" — Internationalen Syste- 
matik der Wirtschaftszweige — (Statistisches Büro 
der Vereinten Nationen, statistische Untersuchun- 
gen, Serie M Nr. 4 Rev. 1 New York 1958); 

012 Vermietung landwirtschaftlicher Maschinen 

640 Immobiliengeschäfte, Vermietung 

713 Vermietung von Kraftfahrzeugen, Wagen und 
Pferden 

718 Vermietung von Eisenbahnwagen und 
-Waggons 

839 Dienstleistungen durch Vermietungen von 
Maschinen an Unternehmen 

841 Vermietung von Filmen und Ausrüstung 

842 Agenturen für Theatervermietung und 
-ausrüstung 

843 Vermietung von Spielapparaten, Fahrrädern 
und Vergnügungsschiffen 

853 Vermietung von Zimmern 

854 Vermietung von Weißwäsche 

859 Vermietung von Kleidung und Kostümen 
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Begründung 


I. Einleitung 

1. Gegenstand der Richtlinie 

a) Am 18. Dezember 1961 hat der Rat gemäß Ar- 
tikel 54 Absatz 1 das Allgemeine Programm zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit beschlossen^). 

In Abschnitt IV Buchstabe C des Programms 
wird im Rahmen des Zeitplans bestimmt, daß die 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit für die in Anlage II des genannten 
Programms aufgeführten Tätigkeiten zwischen 
dem in Abschnitt A genannten letzten Termin 
und dem Ende der zweiten Stufe der Übergangs- 
zeit (31. Dezember 1963 und 31. Dezember 1965) 
zu erfolgen hat. 

In dieser Anlage II sind in der Gruppe ex 612 
die Tätigkeiten des Einzelhandels mit einigen 
Ausnahmen erwähnt, deren Ausschluß unter II 
Ziffer 3 dieser Begründung motiviert ist. 

b) Das vom Rat am 18. Dezember 1961 beschlossene 
Allgemeine Programm zur Aufhebung der Be- 
schränkungen des freien Dienstleistungsver- 
kehrs ") verweist in Abschnitt V Buchstabe C 
auf den Zeitplan für die Durchführung des Pro- 
gramms für die Niederlassungsfreiheit. 

c) Die Kommission beehrt sich, dem Rat gemäß 
Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 den 
Text einer Richtlinie zur Durchführung der Pro- 
grammbestimmungen für die Tätigkeiten der 
Gruppe ex 612 vorzulegen. 

Nach diesen Artikeln ist der Rat gehalten, bevor 
er die Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit be- 
schließt, den Wirtschafts- und Sozialausschuß und 
das Europäische Parlament zu hören. 

d) Die Kommission hielt es für zweckmäßig, dem 
Richtlinenvorschlag Erläuterungen beizufügen, 
die zur Begründung ihrer Vorschläge dienen und 
die Auffassung der Kommission zu gewissen, im 
Laufe der Vorarbeiten vorgetragenen Auffassun- 
gen der einzelstaatlichen Sachverständigen dar- 
legen. 

2. Kurze wirtschaftliche Erwägungen 

Bei der Niederlassungsfreiheit und dem freien 

Dienstleistungsverkehr soll mit dem Vertrag von 

Rom vor allein die Aufhebung aller Beschränkungen 

erreicht werden, die in einigen Staaten den Zugang 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 


und die Ausübung selbtsändiger Tätigkeiten für die 
Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedstaaten be- 
hindern. Die Freiheit ist jedoch nicht absolut; ge- 
wollt ist nur, daß für die Ausländer die gleichen 
Bedingungen gelten wie für Inländer. 

Zur Struktur des Einzelhandels ist zu bemerken, 
daß diese sehr vielfältig ist und als einzige Gemein- 
samkeit nur die Tendenz zeigt, sich — wenn auch 
mit unterschiedlichem Tempo — zu ähnlichen For- 
men hin zu entwickeln. 

In allen Ländern zeichnet sich nämlich immer mehr 
die Tendenz ab zu sogenannten „integrierten" For- 
men (Kaufhäuser, Einheitspreisgeschäfte, Super- 
märkte, Selbstbedienungsläden, Filialbetriebe, Kon- 
sumgenossenschaften, Großversandhäuser) und 
„halbintegrierten" Formen (Einzelhändlergruppen, 
freiwillige Ketten usw.). 

In der Bundesrepublik Deutschland hat sich in der 
Nachkriegszeit die Struktur sehr rasch ganz erheb- 
lich entwickelt; die freiwillige Integration gewann 
an Boden, und die Zahl der Geschäfte je Einwohner 
hat einen der günstigsten Werte in Europa erreicht. 
Auch in Frankreich ist die Tendenz zur Integration 
beachtlich; sie geht einher mit einer sich verstärken- 
den Entwicklung in Richtung auf die „Nichtspeziali- 
sierung" des Handels. 

In Italien wird der Integrationsprozeß durch die 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse gehemmt, 
die sich von denen in den übrigen Mitgliedstaaten 
ganz erheblich unterscheiden. Die Zahl der Klein- 
und Kleinstbetriebe und damit auch die Zahl der 
Läden je Einwohner ist sehr hoch. 

In den Niederlanden nimmt der Handel von jeher 
eine sehr starke Stellung ein. In der Nachkriegs- 
zeit hat sich die Zahl der Läden bemerkenswert er- 
höht, blieb aber noch erheblich hinter dem Bevöl- 
kerungszuwachs zurück. Zudem ist festzustellen, 
daß der Gesamtzuwachs der Zahl der Geschäfte der 
Zunahme in der Verbreitung der Filialbetriebe ent- 
spricht, woraus sich deutlich eine weitere Tendenz, 
nämlich zur Ausweitung der Unternehmensgröße, 
ergibt. 

In Belgien ist die Zahl der Läden je Einwohner die 
höchste der sechs Länder; dies erklärt sich daraus, 
daß der Handel oft nicht als Hauptberuf, sondern 
nur als Nebenberuf ausgeübt wird. 

Der größte Teil der Händler sucht in dieser Tätig- 
keit nicht so sehr ein Haupteinkomen, sondern viel- 
mehr eine Abrundung seiner Familieneinnahmen. 

In Luxemburg zeigt sich eine ganz besondere Situ- 
ation: Wegen der Kleinheit des Landes haben sich 
enge Beziehungen zwischen Erzeuger und Verbrau- 
cher ergeben, und die Zahl der Händler ist klein. 


7 



Drucksache IV/3337 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Kennzeichnend für das luxemburgische System ist 
eine sehr restriktive Gesetzgebung, die einige 
Dfstributionsformen, wie zum Beispiel Einheitspreis- 
geschäfte, Kaufhäuser, Konsumgenossenschaften 
und Basare, verbietet. 


II. Abgrenzung des Anwendungsbereichs 
der Richtlinie 

1. Nomenklatur 

Unter die Richtlinie fallen die Tätigkeiten der 
Gruppe ex 612 in Anlage II der Allgemeinen Pro- 
gramme. Die Anlagen gehen aus von der CITI- 
Nomenklatur „Internationale Systematik der Wirt- 
schaftszweige'', Statistisches Büro der Vereinten 
Nationen, Statistische Untersuchungen, Serie M, Nr. 
4, Rev. 1, New York 1958. 

Gegenwärtig besteht noch keine Gemeinschaftsno- 
menklatur der Wirtschaftszweige, obwohl bereits 
seit einiger Zeit entsprechende Arbeiten im Gange 
sind. Die vorliegende Richtlinie folgt daher der 
CITI-Nomenklatur. 


2. Voraussetzungen für die zu liberalisierenden 
Tätigkeiten 

Die Kommission hat festgestellt, daß die Definitio- 
nen des Begriffes „Einzelhandel" in den Mitglied- 
staaten mitunter voneinander abweichen; um Miß- 
verständnisse und irrige Anwendung zu vermeiden, 
sind die unter die vorliegende Richtlinie fallenden 
Tätigkeiten genau abgegrenzt worden. 

a) Die Tätigkeiten müssen gewöhnlich gewerbs- 
mäßig von einer natürlichen oder juristischen 
Person ausgeübt werden; die Ware muß für 
eigene Rechnung und in eigenem Namen erwor- 
ben und weiterverkauft werden. 

Mit dieser Voraussetzung werden die Tätigkeiten 
des Handels gegenüber denen der Vermittler abge- 
grenzt, die bereits mit der Richtlinie Nr. 64/224/ 
EWG vom 25. Februar 1964 liberalisiert worden 
sind. 

b) Der Verkauf muß an Entverbraucher erfolgen. 

Damit werden Irrtümer bei der Einteilung der Tä- 
tigkeiten in Großhandel und Einzelhandel vermie- 
den. 

Als Endverbraucher sind Privatleute und Familien 
anzusehen, soweit sie zum eigenen Verbrauch kau- 
fen. Als Ausnahme gestattet die Richtlinie, um eine 
in allen Ländern gültige Praxis zu respektieren, 
daß ersatzweise und zusätzlich auch an Kleinver- 
braucher zur Deckung ihres beruflichen Bedarfs ver- 
kauft wird. 

Der Einzelhandel mit Waren eigener Herstellung 
durch den Hersteller ist, soweit er eine notwendige 
Ergänzung der Erzeugung darstellt, und in ein und 
denselben Geschäftsräumen stattfindet, bereits aus 
verständlichen Zweckmäßigkeitsgründen mit den 


Richtlinien für die verarbeitenden Tätigkeiten’) libe- 
ralisiert worden. Findet dieser Verkauf jedoch in 
mehreren Verkaufsstellen statt, so liegt selbstver- 
ständlich eine eigene Handelstätigkeit vor, die un- 
ter die vorliegende Richtlinie fallen muß. 

c) Die Tätigkeiten müssen in festen Räumen aus- 
geübt werden. 

Diese Bedingung ist zwar nicht ausdrücklich ge- 
nannt, ergibt sich aber daraus, daß aus dem Gel- 
tungsbereich dieser Richtlinie die Tätigkeiten der 
ambulanten Händler und Hausierer sowie der Per- 
sonen, die auf nichtüberdachten Märkten oder auf 
zwar überdachten Märkten, aber nicht in mit dem 
Boden fest verbundenen Einrichtungen Handel trei- 
ben, ausgeklammert sind. 

Dieser Ausschluß ist begründet, denn diese Tätig- 
keiten fallen zwar in die Gruppe ex 612, sind 
jedoch in Anlage IV zum Allgemeinen Programm 
enthalten und werden später auf Grund einer eige- 
nen Richtlinie liberalisiert. 

d) Die Richtlinie betrifft den Einzelhandel mit Wa- 
ren aller Art. 

Die Begründung für die Ausnahmen wird unter 
Ziffer 3 ungegeben. 

Ferner sei erwähnt, daß die Montage und die Repa- 
ratur, soweit sie als Nebentätigkeit zum Verkauf 
ausgeübt werden, als auf Grund dieser Richtlinie 
liberalisierte Tätigkeiten zu gelten haben. Das 
gleiche gilt für die im Einzelhandel übliche Verar- 
beitung, Behandlung oder Verpackung. 

3. Einzelhandeistätigkeiten, die nicht unter die 
Richtlinie fallen 

a) Unter die Richtlinie fallen nicht die Tätigkeiten 
der Untergruppe ex 6122 „Einzelhandel mit Me- 
dikamenten und pharmazeutischen Erzeugnis- 
sen", die in Anlage III aufgeführt sind, und der 
Handel mit Giftstoffen und Krankheitserregern. 
Zum Begriff der Arzneispezialitäten und der 
Heilmittel wurde in einer besonderen Richtlinie 
eine Gemeinschaftsdefinition gegeben-). Hier sei 
besonders hervorgehoben, daß Toilettenartikel, 
Kosmetika usw. nicht als Heilmittel zu betrachten 
sind und der Handel mit diesen Erzeugnissen 
infolgedessen liberalisiert werden muß. 

Zur Frage des Handels mit Giftstoffen und 
Krankheitserregern hielt es der Rat nach Geneh- 
migung der Allgemeinen Programme wegen der 
erheblichen Besonderheiten dieses Wirtschafts- 
zweiges für zweckmäßig, für die Liberalisierung 
des Groß- und Einzelhandels eine eigene Richt- 
linie vorzusehen. Der Entwurf dieser Richtlinie 
wird bei den Dienststellen der Kommission be- 

Ü Vgl. Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie Nr. 64/428/EWG 
des Rats und Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie Nr. 
64/429/EWG des Rats, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. 117 vom 23. Juli 1964 

-) Richtlinie des Rats vom 26. Januar 1965 zur Anglei- 
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
Arzneispezialitäten. Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 22 vom 9. Februar 1965, Seite 369/65 
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reits ausgearbeitet und dem Rat demnächst vor- 
gelegt werden. 

b) Die Anwendung von Artikel 55 Absatz 1 EWGV 
(Ausübung öffentlicher Gewalt) begründet die 
Ausklammerung der in Artikel 4 der Richtlinie 
genannten Tätigkeiten aus dem Geltungsbereich. 

4. Sonderfragen 

a) Einzelhandel mit Tabak 

Der Einzelhandel mit Tabak fällt unter diese Richt- 
linie. Unter Berufung auf Artikel 55 Absatz 1 
bzw. auf Artikel 37 wurde beantragt, den Einzel- 
handel mit Tabak in Frankreich und Italien aus 
dem Geltungsbereich der Richtlinie herauszuneh- 
men. 

Nach Auffassung der Kommission ist Artikel 55 
Absatz 1 als Ausnahmevorschrift restriktiv auszu- 
legen und auf die Tätigkeiten innerhalb eines Be- 
rufs zu beschränken, die an der Ausübung öffent- 
licher Gewalt mitwirken. In Artikel 4 sind des- 
halb diejenigen Tätigkeiten der Tabakeinzelhändler 
in Frankreich aufgeführt worden, die dieser Be- 
dingung entsprechen, während alle übrigen Tätig- 
keiten des Tabakeinzelhandels der Liberalisierung 
unterliegen. 

Zu Artikel 37 stellt die Kommission fest, daß diese 
Vorschrift zu dem Titel des Vertrags gehört, der den 
freien Warenverkehr behandelt. Die Freizügigkeit 
ist ein allgemeiner Grundsatz (Artikel 3 Buch- j 
stabe c), auf den nur die für ihn vorgesehenen Aus- 
nahmen Anwendung finden. Die Umformung der 
Monopole nach Artikel 37 steht daher den Vor- 
schriften über die Freizügigkeit nicht entgegen. 

b) Versteigerungen im Einzelhandel 

Der Index zur CITI-Nomenklatur’) führt unter den 
Tätigkeiten der Gruppe ex 612 nicht nur die Tätig- 
keiten des Einzelhandels auf, sondern auch die Tä- 
tigkeit des Vermittlers, der gewerbsmäßig für frem- 
de Rechnung Einzelhandelsversteigerungen durch- 
führt. 

Zur Berücksichtigung dieser Einordnung werden mit 
Artikel 3 auch diese Tätigkeiten in die Richtlinie 
einbezogen. 

Die Großhandelsversteigerungen sind bereits mit 
der Richtlinie Nr. 64/224/EWG vom 25. Februar 1964 
liberalisiert worden. 

Grundsätzlich ist festzustellen, daß in den Mitglied- 
staaten für Groß- und Einzelhandel dieselben Rechts- 
vorschriften gelten. 

ln einigen Staaten fallen manche Tätigkeiten unter 
die Ausnahmen nach Artikel 55 EWGV, wie in Arti- 
kel 4 der Richtlinie im einzelnen ausgeführt ist. 

Ü Indexes to the Internationdl Standard Industrial Clas- 
sification of all Economic Activites, Series H Nr. 4, 
Rev. 1, Add. 1 Indexed Edition, United Nations publi- 
cation (Sales n, 59 XVII 9) 


c) Die Vermietung von Waren 

hl letzter Zeit hat sich in den einzelnen Ländern 
neben dem eigentlichen Einzelhandel eine beson- 
dere Art der Wirtschaftstätigkeit entwickelt, näm- 
lich die Vermietung von Waren. 

Im allgemeinen handelt es sich hier um eine Neben- 
tätigkeit des Handels. Sie wird in den gleichen Ver- 
kaufsstätten ausgeübt, doch findet man schon recht 
häufig Unternehmen, die sich auf die Vermietung 
spezialisiert haben. In den Anlagen zu den Allge- 
meinen Programmen sind an verschiedenen Stellen 
die Tätigkeiten der Vermietung bestimmter Güter- 
arten aufgeführt. Diese Tätigkeiten, die als Anlage 
zu diesem Vorschlag in einer Liste zusammen- 
gefaßt sind, werden zu verschiedenen Zeitpunkten 
durch eigene Richtlinie liberalisiert. 

Für die Tätigkeiten der Vermietung aller anderen 
Güterarten, für die noch kein Liberalisierungstermin 
vorgesehen ist, weil sie nicht ausdrücklich in den 
Anlagen zu den Allgemeinen Programmen genannt 
sind, schien es zweckmäßig, die Liberalisierung auf 
Grund dieser Richtlinie vorzusehen, da auch, wie 
vorstehend dargelegt wurde, ein enger Zusammen- 
hang zwischen Einzelhandel und Vermietung be- 
steht. 

III. Beseitigung der Beschränkungen 

1. Artikel 5 Absatz 1 fixiert den Grundsatz der 
Gleichbehandlung von In- und Ausländern und ver- 
ankert das Verbot diskriminierender Verwaltungs- 
praktiken. 

Die Kommission wird diesem Gebiet ihr besonderes 
Augenmerk zuwenden, um zu verhindern, daß die 
Niederlassungsfreiheit mittelbar durch Ermessens- 
entscheidungen, Bedürfnisprüfungen usw. einge- 
schränkt wird. 

Absatz 2 enthält einen nicht limitativen Katalog von 
Beschränkungen, die gegenwärtig in den nationalen 
Rechtsvorschriften enthalten sind. 

Die Ausländerkarte in Belgien und Frankreich darf 
nicht durch andere Dokumente ersetzt werden, denn 
damit würde gegen den Vertrag, das Allgemeine 
Programm und die Richtlinie verstoßen. 

2. Es ist hervorzuheben, daß die völlige Herbei- 
führung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs nicht nur auf Grund der 
vorliegenden Richtlinie erfolgt, mit der die Be- 
schränkungen beseitigt werden, sondern auch auf 
Grund anderer Richtlinien, die wesentliche Ergän- 
zungen darstellen. 

Hierher gehören die Richtlinie des Rats für die Be- 
seitigung der Beschränkungen bei der Einreise und 
dem Aufenthalt von Staatsangehörigen der Mit- 
gliedstaaten innerhalb der Gemeinschaft auf dem 
Gebiet der Niederlassung und des Dienstleistungs- 
verkehrs vom 25. Februar 1964 und die Richtlinien, 
die noch über die bei Dienstleistungen verwendeten 
Hilfsmittel (Abschnitt V Buchstabe A des Allgemei- 
nen Programms zur Aufhebung der Beschränkungen 
des freien Dienstleistungsverkehrs) und bezüglich 
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der Überweisung der finanziellen Mittel (Abschnitt 
V Buchstabe B) erlassen werden müssen. 

3. Nicht behandelt werden in der vorliegenden 
Richtlinie der Waren- und Kapitalverkehr, da diese 
in Sonderbestimmungen des Vertrags geregelt sind. 

4. Artikel 6 verankert den Grundsatz des Rechts 
auf Beitritt zu den Berufsorganisationen, wozu auch 
das aktive und passive Wahlrecht zu den Verwal- 
tungsorganen der Berufsorganisationen gehört. Das 
passive Wahlrecht wird jedoch dann nicht zuer- 
kannt, wenn diese Organisation an der Ausübung 
öffentlicher Gewalt mitwirkt. In Luxemburg, wo in 
Artikel 29 und 32 des Gesetzes vom 4. April 1924 
bestimmt wird, daß die Berufsorganisationen zu 
wichtigen Gesetzen und zu Haushaltsfragen zu hö- 
ren sind, sind Ausländer auch vom passiven Wahl- 
recht zu den Verwaltungsorganen ausgeschlossen. 

5. Mit Artikel 7 soll gemäß Artikel 54 Absatz 3 
Buchstabe h verhindert werden, daß die Niederlas- 
sungsbedingungen verfälscht werden. 

IV. Zuverlässigkeitsnachweis 

Artikel 8 bestimmt, daß die von einer zuständigen 
Behörde des Herkunftslandes ausgestellten Urkun- 
den als ausreichender Nachweis im Aufnahmeland 
gelten. 

Da nicht in allen Mitgliedstaaten Strafregisteraus- 
züge erteilt werden, ist diese Bestimmung von be- 
sonderer Bedeutung, da durch sie erst auch andere 
ähnliche Dokumente zugelassen werden, wie poli- 
zeiliche Führungszeugnisse, die auch Privatpersonen 
erteilt werden. Ferner muß auch ein Ausländer 
einen entsprechenden Nachweis führen, wenn nach 
den nationalen Rechtsvorschriften, wie etwa in 
Frankreich, der Nachweis verlangt wird, daß der 
Betreffende keinen Konkurs angemeldet hat. Aber 
auch in diesem Falle ist ihm die Führung des Nach- 
weises zu erleichtern. 

Für bestimmte, sehr heikle Gebiete der Handelstätig- 
keit, wie für den Handel mit Waffen, Munition und 


Sprengstoffen, bestehen in einigen Staaten strenge 
Vorschriften über die Zuverlässigkeit. Um diesen 
Staaten entsprechende Sicherheiten in bezug auf die 
Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedstaaten zu 
geben, wie sie von den eigenen Staatsangehörigen 
gefordert werden können, enthält die Richtlinie den 
Grundsatz, daß die Staatsangehörigen anderer Mit- 
gliedstaaten Bescheinigungen der Behörden des Hei- 
mat- oder Herkunftslandes vorlegen müssen, die im 
wesentlichen den von den Staatsangehörigen des 
Aufnahmelandes geforderten Nachweisen entspre- 
chen. 

V. Übergangsmaßnahmen 

Bei der Ausarbeitung der Richtlinie hat die Kom- 
mission geprüft, ob Maßnahmen zur Anerkennung 
der Diplome und zur Koordinierung der Rechts- 
wesentlichen den von den Staatsangehörigen des 
Aufnahmelandes geforderten Nachweisen entspre- 
chen. 

Der Rat hatte bereits bei der Verabschiedung der 
Allgemeinen Programme betont, daß besonders für 
den Einzelhandel die Probleme der gegenseitigen 
Anerkennung und der Koordinierung eine sorg- 
fältige Vorbereitung erfordern wmrden; die entspre- 
chenden Vorarbeiten sind bei der Kommission be- 
reits im Gange, konnten jedoch noch nicht zum Ab- 
schluß gebracht werden. Andererseits wäre die Ver- 
abschiedung der Richtlinie für die Abschaffung der 
Beschränkung verzögert worden, hätte man auf den 
Abschluß dieser Arbeiten warten wollen. Aus die- 
sem Grunde wurde es für zweckmäßig gehalten, 
zunächst Übergangsmaßnahmen vorzusehen, die Ge- 
genstand einer besonderen Richtlinie sind, die 
gleichzeitig mit der vorliegenden Richtlinie verab- 
schiedet werden und in Kraft treten soll. Da der Zu- 
gang zum Beruf in den Niederlanden, in der Bundes- 
republik Deutschland und in Luxemburg geregelt 
ist, sollen die Übergangsvorschriften dazu dienen, 
den Zugang zum Beruf für die Staatsangehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten zu erleichtern, wenn 
sie ihre Tätigkeit in den vorgenannten Ländern 
ausüben wollen. 


10 



